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1. Hamburg als Zielort ‚illegaler’ Migranten im Zeitalter der globalen Netzwerkgesellschaft

Am Anfang einer Debatte über ‚Illegale’, insbesondere, wenn das Thema lange und erfolgreich tabuisiert wurde, steht meistens die Frage nach der Zahl – denn das ist der am ehesten anerkannte Indikator, ob es überhaupt ein Problem gibt. Laut einem Hamburger Senatssprecher ist das Problem in Hamburg zwar nicht wegzudiskutieren, die Bedeutung wird aber nicht allzu hoch angesetzt – festgemacht wird dies an den sinkenden Aufgriffszahlen durch die Polizei
. 

Ich denke, dass dies täuscht, denn sinkende Aufgriffszahlen können schließlich auch ein Indikator für zurückgefahrene Kontrollen (weil die Polizei sich auf sinnvollere Einsätze konzentriert als auf Ausweiskontrolle) oder immer bessere Tarnung sein. Zu den konkreten Hamburger Zahlen möchte ich zweierlei sagen: Zunächst sind diese in ihrer Höhe ja nicht zu verachten: 2004 (3464) 2003 (4956), 2002 (5587), vor allem, wenn man bedenkt, dass es sich um das Hellfeld handelt und das Dunkelfeld sich der polizeilichen Beobachtung entzieht – umso mehr, weil ‚Illegale’ extrem angepasst und unauffällig leben. Zum Vergleich die Aufgriffszahlen von Leipzig, München und Berlin, leider nur aus den Jahren 1999-2001: 

	
	Leipzig
	München
	Berlin

	
	1999
	2000
	2001
	1999
	2000
	2001
	1999
	2000
	2001

	Verstöße gegen strafrechtliche Nebenbestimmungen 
	1748
	1275
	641
	2681
	2479
	3118
	7797
	6950
	7368

	Dar. Verstöße gg. 

AsylVfG AuslG
	1735
	1261
	630
	2655
	2450
	3080
	7704
	6861
	7311


Zu diesen Aufgriffszahlen korrespondieren in den genannten Städten mit Behörden abgestimmte Schätzungen, das Dunkelfeld betreffend, von 8-15 000 in Leipzig, 30-40 000 in München und 100-250 000 in Berlin. Entsprechend könnte man für Hamburg, angesichts der präsentierten Hellfeld-Zahlen durch die Innenbehörde, ein Dunkelfeld zwischen 50-100 000 durchaus annehmen, was wiederum der Schätzung der Evangelischen Kirche recht geben würde
. Sodann verweise ich auf ein Beispiel aus dem Jahre 2003 „Offiziell leben in Hamburg nur ein paar Dutzend Menschen aus Ecuador. Doch spätestens seit März (2003, d.V.), als in einem einzigen Wohnkomplex bei einer Razzia 52 Ecuadorianer ohne gültige Papiere festgenommen wurden, ahnt man, dass die Gemeinde wesentlich größer ist“ [In: Mensch – das magazin. Ausgabe 3/2003, S. 106]. 

Hat sich seit 2003 so viel geändert? Wohl nicht. Die Abschreckungskraft eines Ronald Schill oder Udo Nagel samt der Polizei wird durch die Attraktivität der Stadt als Arbeitsort bzw. das  Vorhandenseins der Netzwerke reichlich wettgemacht. 

Migration ist eine Begleiterscheinung der globalen weltweiten Netzwerkgesellschaft, und das wird auch auf absehbare Zeit so bleiben. Sicherlich sinken die Aufgriffszahlen an den Grünen und Blauen Grenzen. Daneben bestehen aber zahllose Möglichkeiten, legal zur Verfügung stehende Migrationsmöglichkeiten ‚zweckzuentfremden’. Anders gesagt: Wer aber legale Migration von Touristen, Geschäftsleuten, Besuchern, Studenten usw. will muss davon ausgehen, dass die dafür bestehende Möglichkeiten von Menschen auch in ihrem eigenen Interesse genützt werden, selbst wenn sie wissen, dass dies illegal ist. Dieser (vielleicht illegale möglicherweise aber legitime) Missbrauch lässt sich mit Kontrollen nicht unterbinden, denn: Kontrolle setzt Kontrollierbarkeit voraus und das ist bei der Masse an grenzübergreifendem Verkehr nicht mehr möglich: Laut dem BGS Jahresbericht gab es im Jahr 20002 an der Schengen-Außengrenzen 436 580 484 Grenzübertritte. (Zum Vergleich 2001: 457 332 844, 2000:  495 378 265). Diese Masse wird man auch mit biometrischen Merkmalen in Pässen nicht völlig kontrollieren können. Und das weiß auch das BMI: Im Rheinischen Merkur vom 11. Dezember 2003 war zu lesen:

Gabi Holtrup aus dem Bundesinnenministerium "räumte ... ein, dass trotz intensivierter grenzübergreifender Kooperation und mehr Geld für Personal und technische Ausrüstung eine lückenlose Kontrolle unmöglich ist. Holtrup: 'Natürlich wird nicht jedes Auto an einer Schengengrenze kontrolliert, sonst würde der Verkehr zusammenbrechen'."  

An illegaler Zu- und Abwanderung selbst wird sich also vermutlich nicht allzuviel ändern, so lange die Ursachen in den Herkunftsländern und die Nachfrage in den Zielländern bestehen und so lange man im Migrationsbusiness viel Geld damit verdienen kann.

Und wenn es sich mit Migrationsbewegungen insgesamt so verhält: Warum sollte die Situation gerade in einer so reichen Stadt wie Hamburg anders sein als in Leipzig München und Berlin? Schon 1997 erzählten mir Informanten aus Hamburger Behörden von einer hohen Anzahl an illegal in Haushalt beschäftigten Personen
. Der Antrag an die Bezirksversammlung, auf den diese Veranstaltung zurückgeht, erwähnte Zentrale Aufnahmeeinrichtung als den Ort der ‚Erstkontaktstelle’ für Hamburg-Altona von Menschen, die später illegal wurden. Dies mag immer noch von Bedeutung sein, allerdings bin ich doch eher der Überzeugung, dass die Antragstellung mit nachfolgendem Untertauchen zur Zusammensetzung einer ‚lokalen Illegalenpopulation’ nicht mehr so ins Gewicht fällt wie noch einige Jahre zuvor – dafür sprechen ja schließlich auch die unbestreitbar fallenden Asylbewerber-Antragszahlen. Andere Zuwanderungs- und Überlebensstrategien, etwa eine illegale Existenz im Rahmen vorhandener Netzwerke, gewannen in dem Maß an Bedeutung, in dem das Asylverfahren unattraktiv wurde. 

Doch bei aller Bedeutung von Netzwerken: Es gibt es immer wieder Probleme, mit deren Bewältigung sie überfordert sind, und dabei handelt es sich meist um Probleme, die perspektivisch auch das legale Gemeinwesen angehen bzw. gar betreffen könnten: Etwa höhere Kosten durch verschleppt Krankheiten, Ansteckungsgefahr von Krankheiten, antisoziale Entwicklung von Kindern, die keine Bildung erhalten oder das Breitmachen exekutiver Ersatzstrukturen wo Menschen sich bei Erpressung oder Ausbeutung nicht an die Polizei wenden können. Usw.

Halten wir jedenfalls fest: ‚Illegale’ gibt’s in Hamburg ebenso wie andernorts in Deutschland. Es sind mehr als die Behörden glauben machen wollen (denn in Wirklichkeit wissen sie es viel besser, geben es aber nicht öffentlich zu), vielleicht aber auch nicht so viel, wie Kirchen und NGOs es befürchten. Entsprechend sollte man die Frage nach Zahlen nicht überbewerten und die vorstehenden Darlegungen bestenfalls als Indikator dafür heranziehen, dass es sich auch in Hamburg lohnt, mit den Problemen auseinanderzusetzen.  

2. Gesellschaftspolitische Befassung: Bundesebene

Eine solche Auseinandersetzung geschieht in Deutschland nicht in ausreichendem Ausmaß – sowohl was die Breite an hier beteiligten gesellschaftspolitischen Gruppen betrifft, als auch die Qualität und Differenzierung der Debatte. Wir erinnern uns: Bremsblöcke in der Diskussion war jahrelang, neben dem Streit über Größenordnungen, die Polarisierung der Debatte: Die Hardliner forderten Grenzen zu und alle raus, warfen sorglos oder absichtlich Illegalität und Kriminalität/Terrorismus in einen Topf und warnten vor Sogwirkungen bzw. dem Belohnungseffekt einer Legalisierung. Die anderen konzentrierten sich allzu lange auf die Forderung nach Legalisierungsamnestien, Härtefall- und Altfall-Lösungen, umfassende Gewährleistung von Grund- und Menschenrechte, ohne sich die Mühe einer Prüfung zu machen, ob bzw. wie ihre Forderungen mit der rechtlichen und finanzielle Struktur unseres Sozialstaatsgefüges zusammenpassen oder wie diese Forderungen finanzierbar sind. Hier hat es erst in den letzten Jahren deutlichen Fortschritt gegeben.

Ein wichtiger Durchbruch waren etwa das Gutachten von Ralf Fodor im Auftrag des erzbischöflichen Ordinariats Berlin aus dem Jahr 2001 und die Stellungnahme des Bundesinnenministeriums zur Petition Illegalität, beide aus dem Jahr 2001
: Beide kamen übereinstimmend zur Auffassung, dass ‚Illegalen’ in Deutschland nicht nur aufgrund der im Altonaer Antrag an die Bezirksversammlung erwähnten allgemeinen Menschenrechte Rechte zustehen, sondern dass sich diese Rechte auch aus der deutschen Verfassung und dem deutschen Recht ableiten. Besonders deutlich ist hier der Befund zur Frage der Gesundheitsversorgung, des Schulbesuchs und des Schutzes vor Ausbeutung. Freilich: Mit diesem gemeinsamen Befund scheiden sich dann aber die Geister: 

· Das Bundesinnenministerium (und die Ordnungspolitiker anderer Parteien) gehen davon aus, dass diese Rechte nur um den Preis der Statusoffenbarung gewährt werden (also nur einmal, mit nachfolgender Ausweisung und Abschiebung), denn: Man könne nicht durch die Gewährung sozialer Rechte perpetuieren, was vom Ausländerrecht her verboten wird. 

· Die andere Seite fordert, die Gewährung sozialer Mindeststandards von dem (ansonsten unbestrittenen) Interesse des Staates, Zuwanderung zu kontrollieren, zu trennen und zu ermöglichen, dass auch für ‚Illegale’ „Recht haben“ identisch ist mit „Recht bekommen“. Der Staat könne sein Recht auf Zuwanderungskontrolle mit Hilfe von BGS, Polizei und Kontrolleuren von Arbeitsamt und Zoll ausüben. Um hier größere Sicherheit zu schaffen, müsse klargestellt werden, dass all jene, zu deren berufsspezifischen Aufgaben nicht die Ermittlung von Aufenthaltsstatus gehören, von eben dieser Pflicht befreit sind, also eben Ärzte, Lehrer, Pfarrer, Sozialarbeiter usw. Zusätzlich müsse klargestellt werden, dass jene, die aus humanitären Gründen ‚Illegalen’ helfen, sich nicht des Straftatbestands der Beihilfe zu unerlaubten Aufenthalt schuldig machen.

Während die Unabhängige Kommission Zuwanderung hier noch den Gesetzgeber aufforderte, entsprechende Bestimmungen in das Zuwanderungsgesetz aufzunehmen, war das Gesetz selbst eine ziemliche Enttäuschung: Das Thema kam erst gar nicht in das Zuwanderungsgesetz hinein bzw. die Bestimmungen des Zuwanderungsgesetzes, das unter dem Eindruck terroristischer Anschläge in New York und Madrid zustande kam, sind so eng, kleinkariert und z.T. kontraproduktiv, dass sich das Problem der Illegalität dadurch vermutlich eher verschärfen wird
. DASS das Fehlen des Themas problematisch sei gab bei der Abstimmung zum Gesetz nur die Vorsitzende des Menschenrechtsausschusses, Christa Nickels, öffentlich zu Protokoll
.

3. Länderebene 

In den Bundesländern sieht es nicht viel besser aus. Auch hier wird das Thema verdrängt, verniedlicht, kriminalisiert. Oder die Dinge werden laufen gelassen nach dem Motto: ‚Bis jetzt ging doch alles gut!’. Wie diffus und konfus die Lage sein kann veranschaulicht folgendes Beispiel aus Nordrhein-Westfalen, konkret die Er- und Übermittlungspflicht des aufenthaltsrechtlichen Status von Kindern im Kontext von Schule und Kindergarten: Sind hier Schulen/Schulleiter öffentliche Stellen im Sinne von § 87 AufenthG oder nicht? Auf der Grundlage der gleichen Gesetzes- und Verordnungslage bejaht der Innenminister eine Meldepflicht für Schulen, der Landtags-Gutachterdienst verneint dies (s.u. Bonn). Der Bereich Kindergarten und Schule sind grundsätzlich besonders heikle Bereiche, da hier die Bundesländer zuständig sind und entsprechend auch Resolutionen des Bundestags keine durchgreifende Verbesserung erzielen
.

Weist man Politiker auf die hier bestehenden Unklarheiten und die sich daraus ergebende Handlungsunsicherheit vieler Menschen hin, wird oft geantwortet, dass dies doch gut sei, weil so Spielräume offengehalten würden. Würde man diese Spielräume öffentlich diskutieren drohe immerhin auch die Gefahr, dass die Spielräume zu Ungunsten der Betroffenen verbindlich geregelt werden. Nun ja. Der Deutsche will Klarheit – alles andere geht schief.

4. Kommunen

Von allen politischen Körperschaften beobachte ich die kreativsten Entwicklungen bei den Kommunen, nicht zuletzt wohl, weil diese mit dem Problem der ‚Illegalen’ am unmittelbarsten konfrontiert sind und ihm, da es sich schließlich um faktisch vorhandene Einwohner handelt, nicht ausweichen können
. Meist beschäftigt man sich inoffiziell bzw. unter Ausschluss der Öffentlichkeit damit, wo etwa über informelle Kontakte oder Runde Tische Verfahrensweisen zur Bewältigung drängendster Probleme festgelegt und Ressourcen bereitgestellt werden. Bislang haben nur ganz wenig Kommunen in der Öffentlichkeit kundgetan, dass sie die Anwesenheit von ‚Illegalen’ als Problem empfinden und dazu eine öffentliche Auseinandersetzung fordern. Unter diesen Kommunen ist beispielsweise die Bundesstadt Bonn, vor allem aber, was bereits konkrete Ergebnisse oder Stellungnahmen zu Sachthemen betrifft, die Städte Freiburg, München und Berlin. 

Am Anfang der öffentlichen Beschäftigung mit dem Thema Illegalität standen in Bonn eine Resolution des Stadtrats im Sommer 2004, in Berlin der Koalitionsvertrag der derzeitigen SPD/PDS-Regierung, in Freiburg ein öffentliches Hearing des Stadtrats zur Lebenssituation von Menschen in der Illegalität und in München eine vom Stadtrat in Auftrag gegebene Studie. Nicht überraschend, konzentriert sich das Nachdenken und Handeln auf die Situation in den Bereichen der schon erwähnten Grund- und Menschenrechte 

· Schulbildung, 

· Gesundheitsversorgung und 

· Schutz vor Ausbeutung

4.1. Schulbildung

FREIBURG

Hier ging es in Freiburg um die Frage, ob Schulleiter der Meldepflicht unterliegen, wenn ihnen der aufenthaltsrechtliche Status der ‚illegalen’ Kinder bekannt wird. Hierzu heißt es zusammenfassend in der Gemeinderatsdrucksache G 03267.1:

„In der Frage des Schulbesuchs von Kindern ohne Aufenthaltsstatus sollte eine Meldepflicht von Personen und Institutionen, mit denen statuslose Kinder im Zusammenhang mit ihrem Schulbesuch in Kontakt kommen, generell ausgeschlossen werden, um auch hier zusätzliche Sicherheit zu erlangen.

Auf örtlicher Ebene konnte hinsichtlich der Mitteilungspflichten für den Bereich der Schulen eine einvernehmliche Verständigung mit dem staat​lichen Schulamt erzielt werden. Mit Schreiben vom 17.10.2003 teilte das Dezernat III dem Staatlichen Schulamt zur Frage des Schulbesuchs mit, dass sich die Stadt der Rechtsauffassung im Rechtsgutachten von Alt/Fodor anschließt, wonach in diesem Fall eine Erfassung des ausländerrechtlichen Status unerheblich ist. Werden von den Schulen danach keine diesbe​züglichen Daten erhoben, besteht nach ' 76 AuslG auch keine Mittei​lungspflicht der Schulleiter/-innen oder der Schulämter an die Ausländer​behörde.

Das staatliche Schulamt teilt diese Rechtsauffassung und bezieht sich in dieser Einschätzung auch durch  Artikel 11 Abs. 1 der Landesverfassung von Baden-Württemberg ("Jeder junge Men​sch hat ohne Rück​sicht auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage das Recht auf eine seiner Begabung ent​sprechende Erziehung und Ausbildung.") bestätigt. Dieser Grundsatz komme grundsätzlich auch bei dieser Personengruppe zum Tragen.“

MÜNCHEN

In München näherte sich die Stadtverwaltung dem Thema grundsätzlicher. In der Referentenvorlage zur entscheidenden Diskussion im Stadtrat, auf der die Ergebnisse der so genannten „Anderson Studie“
 diskutiert und über Empfehlungen abgestimmt werden sollte, wurde zunächst gefragt, wie es um Schulrecht bzw. Schulpflicht der ‚illegalen’ Kinder steht. Dort heißt es:

„Das Recht auf Bildung ist ein Menschenrecht, dem sich die Bundesregierung auch durch internationale Abkommen verpflichtet sieht.

In Bayern hat es in den letzten Jahren eine lebhafte Diskussion gegeben, angeregt durch die zahlreichen Flüchtlingskinder aus dem ehemaligen Jugoslawien, ob auch diese Kinder ein Recht auf Schulbildung haben oder nicht, obwohl diesbezüglich zahlreiche internationale Abkommen (s.o.) ratifiziert worden sind. Für Flüchtlingskinder wurde dies mittlerweile positiv entschieden. Das Schulreferat erklärte auf Anfrage, dass das Bayerische Gesetz über Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) feststellt, dass alle Kinder unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus schulpflichtig sind (Art. 35 Abs. 1 Satz 2 BayEUG). In diesem Sinn hat auch das Bayerische Staatsministerium des Innern eine Anfrage zum Thema „Situation von Ausländern mit illegalem Aufenthalt im Freistaat Bayern“ im Bayerischen Landtag (Landtagsdrucksache 14/12420) beantwortet. 

Seitens des BayEUG steht der Einschulung von Kindern, die selbst oder deren Eltern über keinen legalen Aufenthaltstitel verfügen, zumindest in der Grundschulzeit, nichts im Wege. Das Schulreferat stellt weiterhin fest: ‚Die jeweilige Schulleitung ist berechtigt, aus Gründen der Feststellung der Sprengelzugehörigkeit und des Alters eines Kindes Nachweise zu verlangen. Welche Fragen sie stellt und welche Nachweise sie verlangt und als ausreichend ansieht, liegt in ihrer eigenen Entscheidungshoheit als Leitung der „Behörde“. Es besteht jedoch weder aus schulrechtlicher noch aus ausländerrechtlicher Sicht eine Verpflichtung Nachweise zu verlangen. Nur soweit sie im Rahmen ihrer Amtsgeschäfte eine positive Kenntnis – bloße Vermutungen reichen nicht aus – von in § 76 Abs. 2 AuslG genannten Umständen erhält, muss sie diese Umstände der Ausländerbehörde mitteilen.’

(Entsprechend gilt): ‚Schulleitungen (sind) zunächst aus rein schulrechtlicher Sicht heraus nicht verpflichtet (...) nach dem Aufenthaltsstatus der Eltern der Kinder bzw. der Kinder selbst zu fragen.’ Das Schulreferat wird diese Rechtsauffassung den Schulleitungen mitteilen.“

BERLIN

In Berlin kam es aufgrund einer Anfrage bei der Senatsverwaltung für Bildung zu einer öffentlichen Aussage, wie man sich dort zur Möglichkeit eines Schulbesuchs einerseits, und der Er- und Übermittlungspflicht von aufenthaltsrechtlichen Daten andrerseits verhalten soll. Der Staatssekretär für Bildung, Jugend und Sport, Thomas Härtel, schrieb der Abgeordneten Karin Hopfman hierzu in einem Brief vom 6.1.2005: Nach geltender Rechtslage sind die Kinder ‚Illegaler’ in Berlin zwar nicht schulpflichtig, können aber 

„in die Schule aufgenommen werden, wenn sie bzw. ihre Erziehungsberechtigten es beantragen. Bei der Aufnahme sind auf Grund der schulrechtlichen Bestimmungen keine Nachweise über den Aufenthaltsstatus vorzulegen.... Aus diesem Grund die jeweilige Schule, vertreten durch den Schulleiter, keine Prüfungs- und Übermittlungspflicht gemäß § 76 AuslG und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften. Eine Übermittlungspflicht an die Ausländerbehörde.... besteht nur dann, wenn die Schule positive Kenntnis von einem illegalen Aufenthalt erlangt. Hierfür reichen Vermutungen oder Verdachtsmomente nicht aus.... Meiner Ansicht nach sollten Kinder, unabhängig vom Aufenthaltsstatus, die Möglichkeit haben, eine Schule zu besuchen.“ 

Staatssekretär Härtel bekräftigt ausdrücklich die Rechtslage, die im Rundschreiben VI Nr. 76/1992 des SPD/CDU Senats von 1992 dargelegt ist, ebenso teilt er die zu diesem Thema relevanten Ergebnisse des Rechtsgutachtens des Parlamentarischen Beratungs- und Gutachterdienstes des Landes Nordrhein-Westfalen, welches auch im folgenden Beispiel eine Rolle spielt.

BONN

Am 28.4.2005 erhielten in Bonn die Träger von Kindertageseinrichtungen einen Brief der Stadtverwaltung, in dem „dringend“ empfohlen wurde, „künftig bei der Anmeldung der Kinder... die Vorlage von Ausweisen, Pässen und/oder Meldebestätigungen zu verlangen, um den jeweiligen aufenthaltsrechtlichen Status eindeutig festzustellen.“ Die so erlangten Kenntnisse sollen dann an die Ausländerbehörde weiter geleitet werden (die, so ist zu ergänzen, dann wohl Ausweisungs- und Abschiebungsverfahren in die Wege leiten würde). Wenige Tage später wurde zudem die Staatsanwaltschaft beim Jugendamt der Stadt Bonn vorstellig. Der Verdacht: Beihilfe zu unerlaubtem Aufenthalt und Untreue, eben wegen Kindern ohne Aufenthaltsstatus, die in städtischen und kirchlichen Kindergärten betreut werden. 

Das schreckte die Leute auf: Zum einen unterbrach das Vorgehen der Behörden eine jahrelang funktionierende, stillschweigende Praxis und zum anderen ist die Unklarheit hinsichtlich der Meldepflicht in Nordrhein Westfalen besonders unklar: Hinsichtlich der Schulen und Schulleiter wird das Bestehen einer Meldepflicht vom Innenminister bejaht, vom Parlamentarischen Beratungs- und Gutachterdienst des Landtags, bei gleicher Rechts- und Verordnungslage, verneint
. 

Gegen das Vorgehen der Behörden erhob sich umgehend und starker Protest: Am 11.5. in einer gemeinsamen Stellungnahme die Bonner evangelische und katholische Stadtkirche, am 16.5. das Katholische Forum Leben in der Illegalität, am 31.5. wurde ein Solidaritätsaufruf veröffentlicht, den MediNetz Bonn initiiert und koordiniert hatte. All dies wurde begleitet von einer sachlichen und differenzierten Berichterstattung in den Medien, etwa den Bonner Blättern Generalanzeiger und Express, der Frankfurter Rundschau oder dem Fernsehmagazin „Monitor“.

Die Bonner Krise kam zu gelegener Zeit, veranschaulicht sie doch drastisch die Dringlichkeit des Handlungsbedarfs: Bis vor Kurzem noch wurde in Gesprächen von Politikern immer wieder betont, es bestehe doch kein Handlungsbedarf, da doch deutschlandweit das ‚System’ informeller Absprachen und Arrangements funktioniere und es bislang weder zu Anzeigen noch Anklagen noch Verurteilungen gekommen sei. Dies hat sich durch Bonn geändert. Hier wurde endgültig anschaulich, wie schnell stillschweigend und jahrelang funktionierende Arrangements plötzlich kippen und viele Beteiligte auf einmal ziemlich im Regen stehen können.

4.2. Gesundheit

Öffentliche oder eher informelle medizinische Versorgungsnetzwerke gibt es inzwischen in fast allen deutschen Großstädten
. Ebenso gibt es in fast allen deutschen Großstädten eingespielte Kooperationsverfahren zwischen zivilgesellschaftlichen und kirchlichen Versorgungsstellen und den Kommunen. Während in Berlin keine Lösung für eine Finanzierung gefunden werden konnte, in Bonn dieses Thema über den Integrationsrat und den Bürgerantrag an den Stadtrat erst auf die Tagesordnung kommen wird, waren es bislang nur Freiburg und München, wo die Frage der Versorgung von Menschen ohne Aufenthaltsstatus schon öffentlich im Stadtrat thematisiert wurde und nur in München ist man dazu übergegangen, auch über die Finanzierung der Versorgung dieser Menschen ohne Aufenthaltsstatus und Versicherung nachzudenken.

FREIBURG

Die medizinische Versorgung spielten in den grundlegenden Diskussionen des Freiburger Stadtrats zunächst keine ausdrückliche Rolle. Zunächst gab man sich damit zufrieden, auf die parallel laufenden Analysen und Überlegungen in München zu verweisen und den Wunsch zu äußern, sich mit München auszutauschen und nach Möglichkeit zusammenzuschließen. Im Gemeinderatsbeschluss vom 18.5.2004 wurde allerdings auch die Einrichtung eines Runden Tischs beschlossen, der sich am 28.4.2005 konstituierte. Bei dieser Sitzung wurde aber, nach Auskunft aus dem Sozialreferat, beschlossen, dass die medizinische Versorgung das erste Schwerpunktthema sein wird.  

MÜNCHEN

Die Referentenvorlage in München widmet sich gleich an drei Stellen dem Thema ‚Illegale’ und Gesundheit: Im Kapitel 4 („Ergebnisse und Empfehlungen für den Bereich Gesundheit“), 5 („Ergebnisse und Empfehlungen für den Bereich Frauen und Gesundheit“) und 7 („Ergebnisse und Empfehlungen für den Bereich Kinder und Jugendliche“) Dort heißt es:

„4.
Ergebnisse und Empfehlungen für den Bereich Gesundheit
Eine der größten Schwierigkeiten für Migranten und Migrantinnen ohne Aufenthaltsrecht ist das Fehlen einer adäquaten Gesundheitsversorgung. Dies betrifft Vorsorge, periodisch stattfindende Untersuchungen sowie die Hilfe im akuten Krankheitsfall. Meist sind die Menschen nicht krankenversichert. Um die eigene Gesundheit zu erhalten und gegebenenfalls wieder herzustellen, sind sie auf Ärzte und Ärztinnen angewiesen, die sie manchmal gegen Barzahlung, manchmal auch ohne Bezahlung behandeln. Es liegt im Interesse der Kommune, insbesondere das Ausbreiten von ansteckenden Krankheiten zu verhindern und allen hier Lebenden humanitäre Hilfe zukommen zu lassen. 

Der Gesundheitsbereich wurde in der Studie unter drei Aspekten betrachtet. Erstens unter dem Blickwinkel der rechtlichen Möglichkeiten für Mediziner und Medizinerinnen ihre Hilfe anzubieten, zweitens der Schwierigkeiten der ambulanten und drittens der Schwierigkeit der stationären Behandlung von Menschen ohne legalen Aufenthalt. 

Bezüglich der rechtlichen Problematik steht es zunächst außer Frage, dass ein Arzt oder eine Ärztin jeden Notfall behandelt – unabhängig vom Status des Patienten oder der Patientin. Die rechtliche Unsicherheit taucht dahingehend auf, ob eine Mitteilungspflicht des ärztlichen Personals gemäß §76 des Ausländergesetzes (Übermittlungspflicht) besteht. Das Referat für Gesundheit und Umwelt unterstreicht in seiner Stellungnahme die ungeklärte rechtliche Situation des Personals in den Krankenhäusern und schlägt ein gemeinsames Rechtsgutachten vor, um diese Fragen für alle verbindlich zu klären. 

Ein solches Rechtsgutachten erscheint notwendig, um diesbezügliche Unsicherheiten für alle Beteiligten zu klären und sollte von daher durch den Stadtrat in Auftrag gegeben werden. Das Referat für Gesundheit und Umwelt schlägt eine gemeinsame Initiative der städtischen Referate vor, um eine rechtliche Klärung für seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu erreichen. Im Übrigen ist es Aufgabe der Landes- und Bundespolitik sowie auch der beruflichen Verbände, hier eine klare Rechtslage zu schaffen. 

In München gibt es derzeit keine offizielle Möglichkeit, eine ambulante Versorgung zu unterstützen. In anderen deutschen Städten werden humanitäre und auch sozialpolitisch vernünftige Möglichkeiten von koordinierenden Anlaufstellen für kranke Migranten und Migrantinnen ohne Versicherungsschutz beispielsweise durch Zuschüsse, Einbindung in Gremien, Bereitstellung von Materialien oder die Schaffung von Stellen gefördert. Die Stadt Münster hat aufgrund der privaten Initiative eines Arztes, der zugleich ehrenamtlicher Vorsitzender des Ausländerbeirates ist, einen Fond eingerichtet, der von der städtischen Stiftungsverwaltung betreut wird und aus privaten Spenden gespeist wird. Die Anbindung an eine steuerbefreite Institution birgt den Vorteil, dass Spenden in diesen Fonds steuerlich absetzbar sind. Über Einzelfallhilfen kann die medizinische Hilfe für Bedürftige unabhängig von Versicherungsschutz und Aufenthaltstitel geleistet werden. Der Ausländerbeirat der Stadt ist sehr rege, was Spendenakquisition anbelangt und kann auf größere Beträge durch Geschäftsleute oder auch internationale Konzerne verweisen.

Die Studie Dr. Andersons empfiehlt die Einrichtung eines Fonds für die Krankenhäuser, aus dem im Krankheitsfall die Notbehandlung von Menschen ohne legalen Aufenthaltstitel übernommen werden kann und die Einrichtung eines Plenums der Sachkundigen in gesundheitlichen Fragen. Das Referat für Gesundheit und Umwelt hat auf diese Empfehlung reagiert und am 19.9.2002 innerhalb des AK Migration und Gesundheit den „Unterausschuss ‚Illegale’“ gegründet, um ein breites Fachwissen aus den unterschiedlichsten Einrichtungen zu diesem Thema bündeln zu können.

Das Referat für Gesundheit und Umwelt begrüßt und befürwortet die Einrichtung eines Fonds für „nichtversicherte Menschen“. Der Fonds könnte sich beispielsweise aus Spendenmitteln speisen. Mittel aus den von der Stadt verwalteten Stiftungen kommen hier aufgrund der Vorgaben der Stifter i. d. R. nicht in Betracht. Die Spendenakquisition für einen solchen Fonds müsste gezielt betrieben werden. Die organisatorische Einrichtung des Fonds kann mit Hilfe der Stadtverwaltung erfolgen, die Verwaltung und Verteilung dieser Gelder sollte aber keine städtische Aufgabe sein. Die Stadt kann allenfalls in einem zu gründenden Beirat, bestehend aus Vertretern und Vertreterinnen der Ärzteschaft, der Kassen, der Wohlfahrtsverbände, des Gesundheitsbeirates, des Cafes 104 u.ä. vertreten sein. 

Die Einrichtung eines solchen Fonds wird als zielführend erkannt. Das Referat für Gesundheit und Umwelt begrüßt die Idee und wird gemeinsam mit der Stelle für interkulturelle Arbeit und mit weiteren städtischen und nicht städtischen Kooperationspartnern die Gründung dieses Fonds für Nichtversicherte und Bedürftige besprechen, eine mögliche Finanzierung und organisatorische Anbindung eruieren und Vorschläge zur Besetzung eines Beirates unterbreiten. 

5.
Ergebnisse und Empfehlungen für den Bereich Frauen und Gesundheit

Neben allgemeinen gesundheitlichen Fragen, die Männer und Frauen gleichermaßen tangieren, sind es Frauen, die durch Schwangerschaft und Geburt noch einmal zusätzlichen Risiken ausgesetzt sein können. Ein natürlicher Vorgang wie Schwangerschaft und Geburt, kann sich unter den Bedingungen der Illegalität zu einer lebensbedrohenden Situation für Mutter und Kind entwickeln. Die Geburt muss dem Standesamt zwar angezeigt werden. Eine Verpflichtung zur Ermittlung des Aufenthaltsstatus besteht für das Krankenhaus jedoch nicht. Ob die Krankenhäuser zur Information der Ausländerbehörde verpflichtet sind, wenn sie von einem illegalen Aufenthalt erfahren, lässt sich nach der ausländerrechtlichen Kommentarliteratur nicht eindeutig beantworten. Diese Frage ist daher im Rahmen des vom Referat für Gesundheit und Umwelt vorgeschlagenen Rechtsgutachtens zu klären (s. oben Ziffer 4).

Unabhängig davon weist das Kreisverwaltungsreferat darauf hin, dass auch ausreisepflichtige schwangere Frauen für die Dauer des gesetzlichen Mutterschutzes, d.h. sechs Wochen vor und acht Wochen nach der Geburt (ggfs. auch länger) eine Duldung erhalten können und damit auch eine Finanzierung der Krankenhauskosten über das Asylbewerberleistungsgesetz.

Die Möglichkeit der anonymen Geburt im Krankenhaus München-Schwabing im Rahmen des vom Stadtrat beschlossenen Verfahrens kommt für diese Frauen im Regelfall nicht in Betracht, da die Frauen ihr Kind nicht zur Adoption freigeben wollen.

Die vom Ausländerbeirat durch den Stadtrat geforderte Erklärung: „Wichtigkeit der Wahrung des Menschenrechts auf Gesundheit“ muss in dieser Form nicht abgegeben werden, da der gesamte Duktus dieser Beschlussvorlage hinreichend verdeutlicht, wie sich der Stadtrat zum Recht auf Gesundheit verhält.

7.
Ergebnisse und Empfehlungen für den Bereich Kinder und Jugendliche

...Der Bereich Gesundheitsvorsorge und medizinische Versorgung für Kinder und Jugendliche ohne Aufenthaltsrecht gestaltet sich vielschichtig und komplex. In der Studie von Dr. Anderson wird beschrieben, dass Menschen ohne legalen Aufenthalt oft auf die „Heilnetze“ ihrer Herkunftsländer zurückgreifen, fremde Chipkarten benutzen und/oder wo immer das möglich ist, bar bezahlen. Im Dunkeln bleibt der prozentuale Anteil der Kinder und Jugendlichen ohne Aufenthaltsrecht, die Vorsorgeuntersuchungen wahrnehmen oder regelmäßige Impfungen bekommen. Die Studie gibt Hinweise darauf, dass ärztlicher Rat und Hilfe nur im Notfall gesucht werden. 

Das Referat für Gesundheit und Umwelt geht in seiner Stellungnahme zum obigen Antrag von Frau Hirsch „das Recht auf Gesundheit muss für alle Kinder und Jugendliche in München gelten“ ausführlich auf die Gesundheitssituation ein und bemerkt, dass die „Grundversorgung von benachteiligten Gruppen und insbesondere von Kindern und Jugendlichen“ ein besonderes Anliegen des Referates für Gesundheit und Umwelt sei. Seit Herbst 2003 ist die Abteilung 16 (Gesundheitsfürsorge) verstärkt auf die Gesundheitsförderung von benachteiligten Kindern und Jugendlichen in zwei Münchner Regionen (Schwanthalerhöhe, Münchner Norden) konzentriert. Zu den besonders benachteiligten Kindern und Jugendlichen gehören die ohne Aufenthaltsrecht. Das Referat für Gesundheit und Umwelt weist darauf hin, dass in München, ähnlich wie in anderen großen Kommunen, versucht wird, durch die Unterstützung von Selbsthilfeorganisationen, Einrichtungen und Vereinen, etwas an der bekannten Not zu lindern. 

Das Referat für Gesundheit und Umwelt unterstützt die Nutzung von Helfernetzen aktiv und ist bestrebt, die Dienste der Abteilung Gesundheitsversorgung bei der Zielgruppe besser bekannt zu machen, z.B. über das Cafe 104. Noch einmal sei mit Nachdruck auf die Bildung eines Fonds für Nichtversicherte hingewiesen, der an anderer Stelle bereits ausführlicher begründet wurde. 

Hinsichtlich eines Konzepts zur gesundheitlichen Grundversorgung von ‚illegalen’ Kindern und Jugendlichen schlägt das Referat für Gesundheit und Umwelt vor:

‚Im Hinblick auf die Leistungen der Sachgebiete ‚Frühkindliche Gesundheitsförderung’ (161) und ‚Prävention für Kinder ab 3 Jahren und Jugendliche’ (162), ‚Zahngesundheit’ (163) ändert sich nichts. Die Krankenschwestern und Schulärztinnen bieten ihre Dienste den Kindern und Jugendlichen an und fragen nicht nach dem Aufenthaltsstatus, d.h. diese Dienste stehen jeder Mutter und jedem Kind wie schon in der Vergangenheit zur Verfügung. Allerdings müssten sie vielleicht dieser – ämterscheuen – Zielgruppe bekannter bzw. zugänglicher gemacht werden. Ein Weg ist der vom Referat für Gesundheit und Umwelt (RGU 162) vorgeschlagene: ‚Um auch an die Kinder, die die Schule nicht besuchen, heranzukommen, könnte unsere Präsenz im Stammsitz der jeweiligen Sprengel über Anlaufstellen wie z.B. Cafe 104 und die schulärztlichen Dienste in den Schulen, bekannt gemacht werden.’ So könnten Untersuchungen, Hausbesuche bei Familien mit Säuglingen und Kleinkindern bis 3 Jahren, Beratungen, Impfungen (wobei die Finanzierung der Impfstoffe von einem Fonds getragen werden müsste) von der Abteilung übernommen werden und lediglich therapeutische und teilweise auch diagnostische Leistungen über das Cafe 104 an die entsprechenden Fachpersonen delegiert werden. Hierfür wäre Vernetzungs- und Kooperationsarbeit mit den jeweiligen Netzen z.B. in dem eigens dafür eingerichteten UAK Illegale des AK Migration und Gesundheit erforderlich.’

Das Referat für Gesundheit und Umwelt möchte erreichen, dass die Dienste der Sachgebiete ‚Frühkindliche Gesundheitsförderung’ (GVO1) ‚Prävention für Kinder ab 3 Jahren und Jugendliche’ (GVO2) und Zahngesundheit’ (GVO3) bald auch bei Migrantinnen und Migranten ohne legalen Aufenthaltstitel bekannt sind und von ihnen und ihren Kindern in Anspruch genommen werden.“

Das Interessanteste, was die Diskussion in München derzeit bietet, ist die Auseinandersetzung zur Einrichtung eines Fonds als Finanzierungsmöglichkeit für die Behandlung von nichtversicherten Menschen, zu denen auch ‚Illegale’ gehören. Hier laufen die Beratungen noch, aber bald sollte auch hier etwas spruchreif werden. 

Grundsätzlich spannend wird auch über München hinaus die Frage sein, wie ein solcher Fonds gefüllt werden soll. Gewöhnlich hört man von Geldern aus Strafverfahren, privaten, aber steuerlich absetzbaren Spenden, Erbschaften, Einnahmen der staatlichen Lotterie, Gelder der Kranken- und Lebensversicherungsträger usw. Wie ist es aber mit staatlichen Geldern? Dies wird bislang von Vertretern der Politik abgelehnt, was ich aber aus zwei Gründen nicht für gerechtfertigt halte. 

Zum ersten nimmt der Staat über die indirekten Steuern, die ihm über die Konsumausgaben 'Illegaler' im Land zufließen, erhebliche Geldmittel ein – das sollte er für die Gesundheitsversorgung und den Schulbesuch an die ‚Illegalen’ zurückgeben
. 

Zum zweiten kommt die mit Abstand beste und aktuellste Diskussion der Probleme, die sich in Deutschland im Hinblick auf die Finanzierung einer medizinischen Versorgung stellen, eine Expertise von Norbert Cyrus für den Sachverständigenrat für Zuwanderung und Integration, zu dem Ergebnis, dass als Vorbild für Deutschland am ehesten die niederländische Fondslösung in Frage kommt, in die – wohlgemerkt – auch öffentliche Gelder einfließen
. Dieser Vorschlag fand auch Eingang in den Jahresbericht 2004 des Sachverständigenrats
. Nicht verkneifen möchte ich mir die Vermutung, dass es auch die große Offenheit und Deutlichkeit des Sachverständigenrats zum Thema Illegalität war, was Politiker aller Parteien dazu bewog, diesem Gremium über den Weg des Haushaltsausschusses nach nur einem Jahr das Lebenslicht auszublasen.

4.3. Schutz vor Ausbeutung 

Ausbeutung kann vielfältig vorkommen im Milieu der ‚Illegalen’ wie überall, wo Menschen rechtlos sind oder ihre Rechte nicht durchsetzen können. Hierbei kann die Grenze zwischen Menschenhandel zwecks Prostitution und Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung fließend sein, wie auch eine Publikation der Internationalen Arbeitsorganisation jüngst veranschaulichte
. Mit diesem Thema gibt es aus Freiburg nichts Hilfreiches zu vermelden, wohl aber München und Berlin. 

MÜNCHEN

In München kam das Thema sowohl in der Referentenvorlage als auch im Ergänzungsantrag zum Stadtratsbeschluss zur Sprache. In der Referentenvorlage ist zu lesen: 

„Der Ausländerbeirat plädiert dafür, dass ‚dem Frauenhandel zum Opfer gefallene Frauen nicht vor Abschluss der Strafverfolgung gegenüber den Frauenhändlern abgeschoben werden können, sondern bis zum Abschluss der Hauptverhandlung gem. § 55 Abs.3 Ausländergesetz (AuslG) eine Duldung erhalten. Das gleiche soll für ausländische Zeugen und Zeuginnen gelten.’ Laut Aussagen des Kreisverwaltungsreferates wird das ausländerrechtliche Vorgehen bei den Zeuginnen, die regelmäßig auch die vom Frauenhandel betroffenen Opfer sind, eng mit den Strafverfolgungsbehörden abgestimmt. So erhalten etwa Zeuginnen, die unter das Zeugenschutzprogramm fallen, grundsätzlich die Möglichkeit, sich während des laufenden Strafverfahrens im Bundesgebiet aufzuhalten. Ferner besteht eine enge Zusammenarbeit mit einschlägigen Frauenhilfsorganisationen zur Betreuung im Bundesgebiet und bei bestehender Ausreisepflicht u.a. zur Unterstützung durch Rückkehrhilfen und zur Fortsetzung der Betreuung im Heimatland.“

Im Ergänzungsantrag forderten Bündnis 90/Grüne/Rosa Liste

„Das Sozialreferat wird gebeten, mit dem Landeskriminalamt, der Münchener Polizei, dem Kreisverwaltungsreferat sowie Frauenhilfsorganisationen ein Modell zu entwickeln, das es erlaubt, gegenüber Frauen, die Opfer von Frauenhandel und Zwangsprostitution geworden sind, mindestens bis zum Abschluss der Strafverfahren keine aufenthaltsbeendenden Maßnahmen durchzuführen. Modell könnte hier beispielsweise das „Kooperations-Konzept“ des Landeskriminalamtes Rheinland-Pfalz sein.“

All dies nicht sonderlich revolutionär, aber man ist ja schon dafür dankbar, dass im Bereich Illegalität bestehende Probleme wenigstens öffentlich benannt werden.

BERLIN

Wird ein ‚Illegaler’ um seinen Lohn betrogen  so stellt sich ihm die Frage: Kann er Polizei und Gericht um Hilfe bitten? Oder muss er bei diesem Anlass damit rechnen, dass das einzig sichere Ergebnis die Aufnahme der Personalien bzw. die Enttarnung des Status mit nachfolgender Ausweisung und Abschiebung ist? In der Vergangenheit gab es immer mal wieder hoffnungsvolle örtliche Ansätze, wo Nichtregierungsorganisationen und Beratungsstellen mit ‚Illegalen’ gegen ihre Arbeitskräfte vor Gerichte gezogen sind. Derzeit herrscht eine gewisse Verunsicherung, ob die jüngsten Verschärfungen des Gesetzes zur Intensivierung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und damit zusammenhängender Steuerhinterziehung (=Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz) hier eine Verschlechterung bedeutet
. Hierzu hat sich meines Wissens bislang nur die Berliner Senatsverwaltung für Wirtschaft, Arbeit und Frauen geäußert. Die Staatssekretärin, Susanne Ahlers, schrieb der Abgeordneten Karin Hopfmann hierzu in einem Brief vom 23.11.2004 folgendes: Die aktuelle Rechtslage (nach der Verschärfung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz!) 

„bestimmt hierzu, dass Gerichte den ... zuständigen Stellen Erkenntnisse übermitteln sollen ... soweit nicht für das Gericht erkennbar ist, dass schutzwürdige Interessen des Betroffenen oder anderer Verfahrensbeteiligter an dem Ausschluss der Übermittlung überwiegen.... Entscheidend für die Folgerungen aus dieser Gesetzeslage... ist, dass es im arbeitsgerichtlichen Verfahren.... keinen Amtsermittlungsgrundsatz gibt. Vielmehr gilt hier... die Parteienmaxime, d.h. die Parteien haben es in der Hand, welche Tatsachen dem Gericht unterbreitet werden.... Erst wenn sich aus dem Vortrag der Parteien Anhaltspunkte für eine rechtswidrige Beschäftigung ergeben, könnte möglicherweise ein Anlass zur Nachfrage bestehen. Selbst bei gesetzwidriger Beschäftigung gelten aber vielfach die Grundsätze des sog. faktischen Arbeitsverhältnisses, d.h. auch insoweit bestehen Lohnansprüche... Im Ergebnis kann ich Ihnen also mitteilen, dass in aller Regel vor dem Arbeitsgericht Fragen nach dem ausländerrechtlichen Status klagender ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht erforderlich sind. Diese Auffassung ist mir von der Präsidentin des Landesarbeitsgerichts Berlin auf Nachfrage ausdrücklich bestätigt worden.“ 

4.4. Legalisierung

In München kam, so die Referentenvorlage, im Verlauf der Studie von Philip Anderson durchaus zum Vorschein,

„dass in der Beratung tätige Personen es für hilfreich erachten, wenn ihnen für typische Fälle (mögliche Rückkehr, rechtliche Folgen der Illegalität, mögliche Legalisierung) die rechtlichen Fakten an die Hand gegeben würden, die in den Beratungsgesprächen mit Menschen in der Illegalität eingesetzt werden könnten. Das Kreisverwaltungsreferat erachtet dieses Vorgehen als ‚nicht zielführend, da nur anhand des konkreten Einzelfalles eine Einschätzung etwaiger Handlungsspielräume gegeben werden kann’.“ 

Auch die Frage von Verhinderung und Verminderung von illegalem Aufenthalt, d.h. präventive Maßnahmen bevor Illegalität überhaupt entsteht, war in München Thema, etwa im Kontext von Familiennetzwerken: 

„Die Studie hat gezeigt, dass illegaler Aufenthalt oft im Zusammenhang mit familiären Konstellationen auftaucht. So berichtet der Autor von Frauen, die legal mit einem Touristenvisum zu Kindern und Enkelkindern nach München einreisen und sich über die Dauer ihres legalen Aufenthaltes hinweg zum Bleiben und zur Unterstützung ihrer Familie entschlossen haben. Ein solcher Familiennachzug, auch in der ‚erweiterten’ Familie, so Dr. Anderson, kann nur in Fällen ‚außergewöhnlicher Härte’ gewährt werden, und der Wissenschaftler bittet die vorhandenen Ermessensspielräume in verlässlicher und nachvollziehbarer Weise zugunsten des Familienerhalts auszunutzen. Das Kreisverwaltungsreferat weist demgegenüber darauf hin, dass es in zahlreichen Fällen einen Rechtsanspruch für Einreise von Ehegatten und Kindern gibt. In Fällen ‚außergewöhnlicher Härten’ gibt es ‚(...) überwiegend bundes- oder zumindest landeseinheitliche ermessensbindende Vorgaben, so dass die in der Empfehlung reklamierte ‚verlässliche und nachvollziehbare Ermessenshandhabung‘ gewährleistet ist’.“ 

Kurz und gut: Wenig Entgegenkommen auf diesem Gebiet, zu Recht unter dem Hinweis, dass die Vorgaben durch übergeordnete Instanzen hier in vielem für die örtliche Ebene keinerlei Spielräume lässt. Entsprechend fordern im Ergänzungsantrag zur Referentenvorlage Bündnis 90/Grüne/Rosa Liste in Punkt 9:

„Der Stadtrat bittet den Oberbürgermeister an den Bundesgesetzgeber im Rahmen der Debatte um das Zuwanderungsgesetz heranzutreten, mit dem Ziel, durch eine bundesgesetzliche Regelung unter bestimmten Voraussetzungen eine Legalisierung für Illegale AusländerInnen zu ermöglichen.“

Zwar bietet das neue Zuwanderungsgesetz in § 23a AufenthG einen ersten Ansatzpunkt über die dort eröffneten Härtefallregelungen. Das Bundesinnenministerium hatte auf meine Anfrage hin auch keinerlei Einwände dagegen, dass ‚Illegale’ unter die Bestimmungen dieser Regelung fallen können, wies aber zugleich darauf hin, dass eine Umsetzung dieser Regelungen eben Sache der Bundesländer sei. Zwar sind mir aus der Zeit vor dem Zustandekommen des Zuwanderungsgesetzes, aus der Arbeit der damals bereits bestehenden Härtefallregelungen und –kommissionen durchaus Beispiele bekannt, wo Wege zur Legalisierung eines unerlaubten Aufenthalts gefunden werden konnten. Dennoch ist derzeit, vorsichtig gesagt, eine große Zögerlichkeit zu spüren, bei den Einrichtungen der Härtefallkommissionen nach § 23 AufenthG explizit festzulegen, dass auch ‚Illegale’ hier einen Platz haben können.

Ich möchte an dieser Stelle allerdings vor einer zu hohen Platzierung dieses Themas in der Diskussion zu warnen, vor allem, wenn man in einem kommunalen Kontext das Thema Illegalität erstmalig zur Sprache bringen möchte. Dazu ist das Thema zu polarisierend und man riskiert so die kleinen Fortschrittchen, die man erst mal braucht, um ein Thema erfolgreich und breit diskutieren zu können. Darüber hinaus muss beachtet werden, dass man italienische und spanische Vorgehensweisen, aufgrund der unterschiedlichen Rechtssysteme, nicht 1:1 auf Deutschland übertragen könnte, darüber hinaus gibt es eine Fülle von Sachargumenten, die gegen breit angelegte Amnestien sprechen. Deshalb meine dringende Empfehlung: Konzentration auf die sozialen Rechte und ansonsten auf die Möglichkeiten, die derzeit § 23a AufenthG bieten.

4.5. Strafbarkeit humanitär motivierter Hilfe 

Ein wichtiges Thema fehlt auffällig in den Unterlagen der kommunalen Diskussionen obwohl es vor Ort viele Menschen und Helfer in Kirchen, Verbänden und Behörden bewegt und rechtlich hoch umstritten ist: Die Frage, ob bzw. wann sich Menschen, die ‚Illegalen’ Hilfe leisten, der Beihilfe strafbar machen. Ralf Fodor etwa kommt in seinem bereits oben erwähnten Gutachten zu dem Schluss, dass Ärzte, Schulleiter und Richter zwar nicht zur Datener- und –übermittlung verpflichtet sind, wohl aber den Straftatbestand der Beihilfe erfüllen können, wenn sie über einen längeren Zeitraum oder in mehreren Fällen Hilfe leisten. Warum diese Frage in den kommunalen Diskussion keine explizite Rolle spielt weiß ich nicht, aber es ist ja auch ein Punkt, der eigentlich nur auf der Bundes- und Länderebene gelöst werden kann, da nur Bund und Länder Einfluss auf die Gesetze und Verordnungen bzw. Anwendungshinweise Einfluss haben, die das Handeln der untergeordneten Behörden regeln. Wie schnell aber stillschweigende Arrangements auf lokaler Ebene platzen können zeigen die oben erwähnten Vorgänge um die Bonner Kindergartenkrise, wo ein jahrelang praktiziertes ‚Arrangement’ plötzlich gestoppt wurde und es zu Ermittlungsverfahren kam. Aus diesem Grund sollten Kommunen auch bei diesem Thema ein großes, aktives Interesse haben, Rechtssicherheit auf diesem Gebiet zu fordern.

5. Vorantreiben der Prozesse 

Wenn wir aber angemessen voran kommen wollen wird wichtig sein, alle politischen Entscheidungs- und Handlungsebenen in Deutschland anzusprechen, denn keines der vorgenannten Problem kann auf der kommunalen Ebene, aber auch auf keiner der nachfolgenden Ebenen allein und nachhaltig gelöst werden.

Beispiel 1: ‚Illegale’ Kinder stehen vor den Schulen vor Ort, aber die Frage, was Lehrer und Schulleiter dürfen oder sollen liegt zu klären auf Landes- und Bundesebene. Und da beißt sich die Katze schnell in den Schwanz: So kann der Bayerische Staatsminister Beckstein widerspruchslos bejahen, dass in Bayern auch 'illegale' Kinder nach dem Bayerischen Erziehungs- und Unterrichtsgesetz der Schulpflicht unterliegen und zugleich die Feststellung anschließen, dass sich an den bayerischen Schulen kaum 'illegale' Kinder aufhalten: "Grund dafür dürfte die in § 76 AuslG vorgesehene Meldepflicht der Schulen.... sein. Entsprechende Meldepflichten sieht auch der von den GRÜNEN im Bund mitgetragene Entwurf des neuen Zuwanderungsgesetzes vor."
 Umgekehrt hat der deutsche Bundestag die Bundesregierung schon dreimal aufgefordert, den nationalen Vorbehalt zur UN Kinderrechtskonvention zurückzunehmen, was diese aber mit dem Verweis auf die Zuständigkeit der Bundesländer für Bildungsfragen wiederum ablehnt. 

Beispiel 2: Ebenso stehen ‚Illegale’ vor den örtlichen Krankenhäusern, aber wer zahlt für ihre Behandlung? Sicherlich geht eine Abrechnung über das AsylbLG, aber dies ist mit der Meldung an das Sozialamt, und damit an die Ausländerbehörde verbunden. Ist dies aber so, hält dies ‚Illegale’ davon ab, überhaupt ein Krankenhaus aufzusuchen. Und hier gibt es aber wieder durchaus Krankenhäuser – sowohl in freier als auch öffentlicher Trägerschaft! – denen es wichtiger ist, dass Krankheiten behandelt statt verschleppt werden – damit bleiben sie aber auf den Kosten sitzen. Auch hier gibt es seit Jahren Ansätze, die eben energisch verfolgt werden müssten. Schon 2001 aber stellte eine Arbeitsgruppe des Bundesgesundheitsministeriums zum Thema "Migration und gesundheitliche Versorgung" folgende Forderungen an die Bundesregierung:

A. „Die Bundesregierung wird aufgefordert zu prüfen, wie die medizinische Versorgung von heimlichen Migranten auch anonym gewährleistet werden kann und die notwendigen - ggf. gesetzgeberischen Maßnahmen - zu treffen.

B. Die Bundesregierung wird aufgefordert nach für die Finanzierung geeigneten Lösungen zu suchen. Als eine Möglichkeit könnte die Bildung eines Fonds in Betracht kommen.

C. Die Bundesregierung wird aufgefordert zu prüfen, ob der § 4  Asylbewerberleistungsgesetz die medizinisch erforderliche Versorgung sicherstellt.“

Die Hin- und Herverweiserei von Zuständigkeiten muss unterbrochen werden, was aber nur gelingt, wenn alle sich ernsthaft und gemeinsam dem Thema stellen. 

In diesem Dickicht kommt Kommunen kommt auf diesem Hintergrund eine Motor- und Initiatorenfunktion zu und in zunehmendem Maße wird sie auch wahrgenommen. Entsprechend haben die Stadträte von München und Freiburg auch beschlossen, dass man direkt (per Resolution bzw. Einsatz des Oberbürgermeisters) oder indirekt (über den Städtetag) auf den Bundesgesetzgeber einwirken müsse, um die Rahmenbedingungen für kommunales Handeln zu verbessern. In Bonn steht solche Schritte zum Monatsende an, wenn sich der Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie sowie der Stadtrat mit zwei fraktionsübergreifend eingebrachten Anträgen
 befassen wird, in denen aufgefordert wird, sich auf Ebene des Städtetags, des Landes Nordrhein-Westfalen und des Bundes für die Umsetzung folgender Dinge einzusetzen: 

1. Beitritt zum Manifest Illegale Migration

2. Eintreten für die Befreiung von Kindergärten und Schulen von der Meldepflicht 

3. Befreiung humanitär motivierter Helfer vom Straftatbestand der Beihilfe

In Punkto Städtetag setze ich im übrigen besonders große Hoffung in das neue, seit 1.6.2005 amtierende Präsidium desselben, dem unter anderem der Münchener OB Ude und der Stuttgarter OB Schuster angehören, die z.B. beide das Manifest Illegalität unterzeichnet haben (s.u.).

Auf Bundesebene bietet das Aufenthaltsänderungsgesetz II Ansatzpunkte für Verbesserungen, denn unter den EU Regelungen, die in das Zuwanderungsgesetz eingearbeitet werden müssen, befindet sich auch die „Richtlinie 2002/90/EG des Rates vom 28. November 2002 zur Definition der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt“ eingearbeitet werden. Diese Richtlinie bietet aus zwei Gründen einen guten Rahmen zu Diskussion und Verbesserung hier vorliegender Probleme: 

· Nach Art. 1 dieser Richtlinie wird jeder Mitgliedstaat verpflichtet, „angemessene Sanktionen“ für Beihilfetatbestände festzulegen. In Abs. 1 Buchstabe b) werden Strafen für diejenigen gefordert, die „einer Person, die nicht Angehörige eines Mitgliedstaats ist, zu Gewinnzwecken vorsätzlich dabei helfen, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats unter Verletzung der Rechtsvorschriften des betreffenden Staates über den Aufenthalt von Ausländern aufzuhalten.“ Sanktionen werden also dann verhängt, wenn nicht nur vorsätzlich, sondern zugleich auch „zu Gewinnzwecken“ gehandelt wird. 

· Darüber hinaus heißt es in Art 1 Abs. 2: (2)Jeder Mitgliedstaat kann beschließen, wegen der in Absatz 1 Buchstabe a) beschriebenen Handlungen in Anwendung seiner innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Rechtspraktiken keine Sanktionen zu verhängen, wenn das Ziel der Handlungen die humanitäre Unterstützung der betroffenen Person ist.

Konkret wird hier anhand zweier Kriterien kriminelles und humanitäres Unterstützungshandeln unterschieden. Der hinter der Unterscheidung in der Richtlinie 2002/90/EG stehende Rechtsgedanke sollte für die Debatte fruchtbar gemacht werden: Die menschenverachtenden Handlungen von Schleppern, die ihren persönlichen Profit anstreben, sind qualitativ nicht vergleichbar mit humanitär motiviertem Engagement für Menschen in der Illegalität. Dieser selbstlose Einsatz für bedürftige Personen wird bei richtigem Verständnis vom Schutzzweck der einschlägigen Strafnormen nicht erfasst, die auf völlig andere Konstellationen zugeschnitten sind. Wird diese Tatsache – über die in Diskussionen mit Vertretern der verschiedenen politischen Lager stets Einigkeit bestand – ausdrücklich zweifelsfrei festgestellt, ist auch die Strafdrohung bei wiederholter Begehung bzw. Begehung zugunsten mehrerer Ausländer für humanitäre Helfer ohne Belang, weil ihre Strafbarkeit bereits mangels Beihilfehandlung ausscheidet
. Leider sind die Arbeiten an diesem Gesetz während des Wahlkampfes mehr oder weniger zum Erliegen gekommen.

Zur Ebene der Bundesländer: Hier bieten die Vorläufigen Anwendungshinweise zum bestehenden Zuwanderungsgesetz ein Ansatzpunkt: Derzeit sind seitens des Bundesinnenministeriums die Länder aufgerufen, die vom BMI vorgelegten Entwürfe zu kommentieren. Könnte man mehrere Länder davon überzeugen, dass das vom Bund in den Anwendungshinweisen zu den §§ 87 und 95+96 AufenthG Geschriebene nicht ausreicht bzw. nicht zufriedenstellend ist, wäre auch dies ein gewichtiger Fortschritt. Hier könnte man auch mit den Aussagen neuer Gutachten zum Schulbesuch weiter vorstoßen, die belegen, dass solche Forderungen durchaus eine ‚rechtskonforme’ Möglichkeit sind
. Gelänge es gar auf Bundesländerebene eine Koalition mehrerer Länder zusammenbekommen, wäre Druckausübung auch über den Bundesrat möglich. 

Auf allen drei Ebenen gilt es, Politik und Gesellschaft zu mobilisieren bzw. die Dynamik auszunützen und aufrechtzuerhalten, die durch das vom Katholischen Forum Leben in der Illegalität initiierten und verantworteten „Manifests Illegalität – für eine differenzierte und lösungsorientierte Diskussion“ in Gang gekommen ist
. Bis heute haben dieses Manifest 394 Personen, Organisationen und Institutionen unterzeichnet und die Frankfurter Rundschau bemerkte bei Vorstellung dieser Unterzeichnerliste sehr zutreffend: „Dass ... ein so breites Bündnis das Problem ... aus der Verdrängung holt ist ... fast ein Wunder und für Deutschland ein historisches Novum. Denn bisher ist es selbst bei weniger prekären ausländerpolitischen Themen kaum gelungen, so viele prominente Namen zusammenzubringen“ [3.3.2005]. Es wäre schön, wenn sich auch der Bezirk Altona hier baldmöglichst einreihen könnte!

Blickt man auf den inzwischen laufenden Bundestagswahlkampf und bedenkt man, dass eine neue Regierung sich erst mal einarbeiten muss und es entsprechend wohl dauern wird, bis man auf Bundesebene wieder funktionierende Strukturen hat, so legt sich nahe, sich derzeit auf einen Einsatz auf der Ebene der Kommunen und Bundesländer zu konzentrieren. Praktischerweise ist Hamburg sowohl Kommune als auch Bundesland – umso wichtiger also, dass auch hier, hoffentlich von Altona ausgehend, die Dinge ins Rollen kommen!

6. Ausblick

Kommunen (oder Bezirke) als die unterste politische Verwaltungseinheit sind nicht nur für mich eine wichtige, vielleicht sogar die wichtigste Ebene, um das Thema Illegalität kreativ und effektiv voranzutreiben. Auch eine hochkarätige, von der niederländischen EU Ratspräsidentschaft im Herbst 2004 organisierte Konferenz zum Thema Migrationsfragen kommt zu diesem Ergebnis. In der Zusammenfassung des Abschlussdokuments heißt es: 

“Managing unauthorised migration well is not only a project of controlling the numbers of unauthorised immigrants, but also of controlling irregular migration's consequences for societies, their institutions and migrants themselves. This aspect of managing unauthorised migration often receives too little attention at the national and EU levels. Two necessary first steps toward controlling better the consequences of unauthorized migration are (1) guaranteeing basic rights for all residents of EU territory regardless of legal status, and (2) involving cities and localities—the levels of government that most directly deal with unauthorised immigrants and their effects—in planning immigration (and integration) management efforts.”
 

Für mich ist abschließend interessant, dass die Frage humanitärer Verbesserungen bei ‚Illegalen’ Parteipolitik nicht das entscheidende Kriterium ist, wer sich wo zu Wort meldet. Auf allen Ebenen finden sich Politiker aller Parteien, die dem Thema gegenüber aufgeschlossen sind. Aber natürlich tun sich die großen Volksparteien mit dem Thema schwerer als die kleineren Parteien, was mit deren Größe und den innerparteilich auch vertretenen Positionen zusammenhängt. 

Und doch: Bei all dem zu Ansatzmöglichkeiten bei den §§ 23a, 87 und 96 AufenthG Geschilderten kann es sich nur um den Einstieg in eine langfristige konzeptionelle Auseinandersetzung deutscher Politik und Gesellschaft mit den Ursachen, Hintergründen und Folgen illegaler Migration und unerlaubtem Aufenthalt handeln. Hier hinein gehören grundsätzliche Dinge wie die Frage nach den Ursachen unerlaubter Migration (Situation in den Herkunftsländern, Nachfrage nach illegaler Ausländerarbeit in den Zielländern), nach den Ermessensspielräumen bei vorhandenen rechtlichen Instrumenten, nach der Entwicklung einer an demographischen und arbeitsmarktlichen Realitäten orientierten Zuwanderung von Arbeitskräften und vielem mehr. Da sind uns andere Länder der Welt weit voraus, aber es ist ja nie zu spät, Versäumnisse zu erkennen und zuzugeben.

Letztlich geht es aber um Wertefragen wie etwa „Was sind die Leitwerte der Gestaltung unserer Gesellschaft? Die Leitwerte, die im Letzten staatlichem Handeln zugrunde liegen? Darf man alles, was man kann, oder muss man manchmal auch Rücksicht nehmen?“ usw. Dies ist zu sehen auf dem Hintergrund des unaufhaltsamen Zusammenwachsens der Welt im Kontext der Globalisierung und der damit zusammenhängende Steuerungs- und Kontrollverlust einzelner Staaten, d.h. der Zwang zu einer verstärkten und effizienteren zwischenstaatlichen Kooperation entlang der Realitäten, die im Bereich von Wirtschaft, Finanzen, dem Austausch von Dienstleistungen und Waren, Informationstechnologie, Verkehrswesen usw. geschaffen werden.

Je klarer uns aber ist, dass illegale Migration und aufenthaltsrechtliche Illegalität eine Reaktion auf Zustände ist, an deren Zustandekommen auch wir mit-ursächlich beteiligt sind, desto größer wird auch die Bereitschaft sein, sich an diese komplexen Fragen heranzuwagen. Es bleiben aber für die nächsten vor uns liegenden Schritte zunächst, in unserer Gesellschaft das Bewusstsein zu schaffen, dass überhaupt ‚illegale’ Migranten in Größenordnung unter leben, und von dort ausgehend das Bewusstsein zu bilden, welche Ursachen und Hintergründe hinter diesem Faktum, welches sich bislang doch eher im Verborgenen abspielt, liegen.

� Eröffnungsreferat anlässlich der gemeinsamen öffentlichen Anhörung „Verbesserung der Situation ‚Illegaler’, veranstaltet von den CDU und GAL Fraktionen der Bezirksversammlung Hamburg-Altona, 14.6.2005, Rathaus Altona


� Im Hamburger Abendblatt vom 18.4.2005 war zu lesen: „Sie heißen Rosita, Laura oder Sergej. Die Frauen kommen meist aus Osteuropa und Lateinamerika, die Männer oft aus Osteuropa oder Afrika. Sie spülen in Restaurants, müssen als Prostituierte anschaffen oder putzen für einen Stundenlohn zwischen zwei und fünf Euro. Ihre Kinder gehen in Hamburg selten zur Schule. Und wer krank wird, hat ein ernstes Problem. Allein in Hamburg leben nach Schätzungen der Nordelbischen Kirche (NEK) mittlerweile rund 100 000 sogenannte Illegale, Menschen, die keinen gültigen Aufenthaltsstatus haben. Vor diesem Hintergrund fordert die NEK-Flüchtlingsbeauftragte Fanny Dethloff: "Die Politik muß sich dem Problem der Menschen stellen, die ohne Papiere in einer Schattenwelt leben." Auch SPD und GAL verlangen gegenüber dem Abendblatt von der Innenbehörde eine Untersuchung: "Hamburg braucht eine Studie, so wie es sie bereits für München und Leipzig gibt", sagte GAL-Innenpolitikerin Antje Möller. Sie forderte zudem, die Gesundheitssituation der Betroffenen zu verbessern, auch, um etwa Seuchen vorzubeugen. Bislang hilft nur ein Netzwerk von Ärzten, die anonym behandeln. Auch müßten Kinder von Illegalen eine Schule besuchen können, ohne daß ihr Status überprüft werde. Nach Angaben von Möller hat die Zahl der Illegalen in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen etwa durch Kriegsflüchtlinge, die jetzt etwa nach Ex-Jugoslawien zurückkehren müßten und vor einer Abschiebung untertauchen würden. Aber auch durch Osteuropäer, die teilweise nur für ein halbes Jahr in die Hansestadt kämen, um hier Geld zu verdienen. SPD-Innenpolitiker Andreas Dressel nannte das Problem "auf Dauer nicht hinnehmbar". Nach Angabe der Nordelbischen Kirche leben die Illegalen fast durchweg in einer "isolierten Welt". Die Frauen würden etwa auch als Kindermädchen eingesetzt oder in der privaten Alten- und Krankenpflege. Illegale Männer seien meist in der Gastronomie, auf dem Bau oder auf Großmärkten beschäftigt. "90 Prozent der Menschen ohne Papiere leben jedoch vollkommen angepaßt und unauffällig. Die wenigsten sind kriminell", sagt die Flüchtlingsbeauftragte Dethloff. Häufig werde der versprochene Lohn nicht ausgezahlt.


Der Sprecher der Innenbehörde, Marco Haase, nannte die Zahlen der NEK "spekulativ", auch, wenn "das Problem insgesamt nicht wegzudiskutieren ist". Haase verwies jedoch darauf, daß es nur "einige tausend" eigentlich ausreisepflichtige Flüchtlinge in Hamburg gebe, von denen jeder den Staat mindestens 500 Euro im Monat koste: "Deutschland ist ein flüchtlingsfreundliches Land, aber wer keinen Aufenthaltstitel hat, muß auch ausreisen." Laut Polizeistatistik sind im vergangenen Jahr in Hamburg 3464 Menschen wegen illegalen Aufenthalts aufgegriffen worden, erheblich weniger als in den Jahren 2002 (5587) und 2003 (4956).“


� Schätzungen aus anderen Städten: Frankfurt 25-30 000 (Schätzungen von Ausländerbehörde und Staatsanwaltschaft, Quelle: Pressemeldung der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, <http://www.gew-hessen.de/index.php?&id=121&backPID=121&tt_news=2534&cHash=0c47a4878f>, Bonn „mehr als 4000 .... davon rund 400 Kinder“ [Bonner Express, 12.5.2005]. Für Köln gehen Polizeikreise (inoffiziell natürlich) von 20 000 Menschen aus, was m.E. angesichts der Größe der Stadt und der Zusammensetzung ihrer Bevölkerung eher eine Untergrenze darstellen dürfte.


� Folgende Aussage ging u.a. auf Gespräche mit Hamburger Experten zurück: „...Die Ergebnisse der vorliegenden Studie weichen jedoch beim privat beschäftigten Haus- Altenpflege- und Dienstmädchensektor auffällig von den Einschätzungen der Gesprächspartner aus den alten Bundesländern (Seelsorger, Arbeits- und Sozialamtsexperten, Studenten und Ärzte) ab: Letztere nehmen an, daß dieser 'private Beschäftigungssektor' zahlenmäßig eine vergleichbare Größe mit dem gewerblichen Sektor hat. Hierfür spricht beispielsweise, daß durch die Erweiterung des 'Dienstmädchenprivilegs' zwischen Januar und August 1997 bundesweit nur wenige hundert neue Stellen geschaffen wurden...“ [Alt, J. (1999) Illegal in Deutschland. Karlsruhe: von Loeper, S. 139]


� Ad 1: Ralf Fodor (2001) Rechtsgutachten zum Problemkomplex des Aufenthalts von ausländischen Staatsangehörigen ohne Aufenthaltsrecht und ohne Duldung. In: Alt, J./Fodor, R. (2001) Rechtlos? Menschen ohne Papiere. Karlsruhe: von Loeper. Ad 2: Bundesministerium des Inneren Stellungnahme vom 14. Februar 2001 zur Eingabe des Jesuiten-Flüchtlingsdiensts, Herr Jörg Alt SJ vom 29.11.2000. Zum Herunterladen eingestellt unter <www.joerg-alt.de/politisches/petition/petition.html> 


� Vgl. hierzu Alt, J. (2004) Auswirkungen des neuen Zuwanderungsgesetzes auf den Problemkomplex Illegalität. Zum Download eingestellt unter <www.joerg-alt.de/recht/recht.html>


� Erklärung nach § 31 GOBT


� Inzwischen wurde die Bundesregierung drei Mal ganz konkret aufgefordert, den nationalen Vorbehalt zur UN Kinderkonvention zurückzunehmen: In einer Beschlussempfehlung, die der Bundestagsausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 1999 aussprach [BTD 14/1681: Ziffer 4], in einem Entschließungsantrag "Flüchtlingsschutz ist Menschenrechtsschutz" vom Dezember 2000 [BTD 14/4884: 4] sowie eine Beschlussempfehlung des Petitionsausschuss im September 2001. Eine Umsetzung lehnte die Bundesregierung u.a. mit dem Hinweis ab, Bildung sei ohnehin Ländersache.


� Die meisten der im folgenden zitierten Dokumente sind erreichbar über entsprechende (Unter-)Verzeichnisse auf den Websites <http://www.joerg-alt.de/Politisches/Kommunen/kommunen.html> oder <http://www.joerg-alt.de/Recht/Bundeslaender/bundeslaender.html>. Die entsprechenden Websites, wie auch andere Verzeichnisse von <www.joerg-alt.de> werden zudem bis Mitte August 2005 kontinuierlich auf den neuesten Stand gebracht. 


� In der für München zuständigen Bayerischen Gemeindeordnung heißt es etwa: "In Bayern ist der Begriff des Gemeindeeinwohners in Artikel 15 der Bayerischen Gemeindeordnung definiert und knüpft an das Wohnen in der betreffenden Gemeinde an. Dabei ist es unerheblich, ob die Wohnsitznahme erlaubt ist bzw. die Wohnsitznahme beim Einwohnermeldeamt registriert wurde (vgl. Masson/Samper, Bayerisches Kommunalrecht, Rdnrn. 1-3 zu Art. 15 GO). Insofern sind ... Migrantinnen und Migranten, die sich zwar unerlaubt im Bundesgebiet aufhalten, aber ihren Wohnsitz in einer Bayerischen Gemeinde eingenommen haben, Einwohner der Gemeinde und haben gegenüber der Gemeinde gemäß Art. 15 Abs. 1 Satz 2 GO grundsätzlich die gleichen Rechte und Pflichten." Eine ähnliche Lage ergibt sich aufgrund der Gemeindeordnung des Freistaates Sachsen, Rdnr. 14 zu § 10: "Weitere Voraussetzungen für die Einwohnereigenschaft ... brauchen nicht erfüllt zu werden, so dass es auf Volljährigkeit, Geschäftsfähigkeit, Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte und Staatsangehörigkeit nicht ankommt. Insbes. können auch Ausländer und Staatenlose Einwohner sein. Da für das Wohnen allein die tatsächliche Ausgestaltung der Verhältnisse maßgebend ist ..., wird auch durch einen illegale Aufenthalt von Ausländern die Einwohnereigenschaft begründet." [vgl. Alt, J.  (2003) Leben in der Schattenwelt. Karlsruhe: von Loeper, S. 477f.]


� Download unter < http://www.gruene-muenchen-stadtrat.de/seiten/themen/migration.html>


� Der Parlamentarische Beratungs- und Gutachterdienst des Landtags fasst am 27.2.2004 folgende Punkte als Ergebnis des Gutachtens Schulpflicht und Schulrecht ausländischer Kinder zusammen: „1. Auch ausländische, in NRW wohnende Kinder unterliegen grundsätzlich der Schulpflicht... 3. Ob Kinder von illegal in Deutschland lebenden Ausländern ein Recht auf Schulbesuch haben hängt entscheidend von der Einordnung des Artikel 8 Abs.1 Satz 1 LV NRW ab. Hierzu werden unterschiedliche Ansichten vertreten. 4. In Nordrhein-Westfalen gibt es keine Rechtsnorm oder Verwaltungsvorschrift, wonach die Schulen im Rahmen der Aufnahme ausländischer Kinder verpflichtet sind, den Aufenthaltsstatus von Kindern zu erfragen und an die Ausländerbehörde weiterzuleiten.“ Diese Position widerspricht der Sicht des Innenministeriums NRW, welches der Stadt Bonn in einem Schreiben vom 1.12.2003  mitteilte: „Jedes Kind in NRW hat unabhängig von seinem Status das Recht zu einem Schulbesuch. Sollten jedoch öffentliche Stellen, dazu gehören auch Schulämter und Schulen, Kenntnis von einem illegalen Aufenthalt erhalten, sind sie gemäß § 76 Abs. 2 AuslG verpflichtet, den Ausländerbehörden davon Mitteilung zu machen.“


� Vgl. <http://www.aktivgegenabschiebung.de/links_medizin.html>


�Der Linzer Wirtschaftswissenschaftler Prof. Dr. Friedrich Schneider legte in der ZDF-Sendung "Schattenwelt" am 6.2.2001 dar, dass 'illegale' Migranten jährlich in Deutschland bis zu 26 Milliarden DM erwirtschaften. Dieser Betrag verteilt sich auf folgende Branchen: 


	Baubranche: 12 Milliarden DM


	Haushaltsbeschäftigung: 5,5 Milliarden DM


	Gaststätten- und Hotelgewerbe: 5,5 Milliarden DM


	Landwirtschaft: 3 Milliarden DM





In einer Mail an mich schrieb Prof. Schneider im Anschluss an die Sendung: "Ich begründe diese Zahlen aus sehr aufwendigen ökonometrischen Schätzungen über das Ausmaß der Schattenwirtschaft nach Branchen differenziert. Diese Zahlen sind nicht aus der Luft gegriffen, sondern beruhen auf statistischen Schätzungen. Allerdings mit erheblichen Varianzen. Selbstverständlich verbleiben mehr wie 2/3 dieses Betrages in Deutschland, so dass dadurch eine zusätzliche Wertschöpfung entsteht. Auch dies kann man wissenschaftlich belegen."


� Stellungnahme Aufenthaltsrechtliche Illegalität in Deutschland Sozialstrukturbildung – Wechselwirkungen – Politische Optionen, Bericht für den Sachverständigenrat für Zuwanderung und Integration, Nürnberg, dort ab Seite 57ff. Zum Herunterladen eingestellt unter <http://www.zuwanderungsrat.de/> (Expertisen)


� „Der Zuwanderungsrat empfiehlt eine kritische Auseinandersetzung mit den Vor- und Nachteilen von Fondslösungen, die eine Erstattung der durch unbezahlte medizinische Hilfe entstandenen Kosten zum Ziel haben.“ [S. 354 des Berichts Jahresgutachtens 2004 des Sachverständigenrat für Zuwanderung und Integration Migration und Integration – Erfahrungen nutzen, Neues wagen. Berlin/Nürnberg 15.10.2004. Internetressource, zum Download eingestellt unter <www.zuwanderungsrat.de>


� Cyrus, N. 2005 Menschenhandel und Arbeitsausbeutung in Deutschland. Veröffentlicht im Rahmen des Sonderaktionsprogramms zur Bekämpfung der Zwangsarbeit. Internationale Arbeitsorganisation, Genf. Zum Download eingestellt unter <http://www.ilo.org/public/german/region/eurpro/bonn/download/menschenhandelendfassung.pdf>


� Eine gute Darlegung zu den kritischen Punkten enthält Norbert Cyrus’s Stellungnahme, vorgetragen anlässlich der Expertenanhörung zu diesem Gesetz. Zum Download eingestellt unter http://www.bundestag.de/parlament/gremien15/a07/protokolle/Anhoerungsprotokolle1/Stellungnahmen/index.html


� Antwort vom 12.5.2003 auf die schriftliche Anfrage von Elisabeth Köhler, Landtagsdrucksache 14/12420


�Arbeitsgruppe "Armut und Gesundheit", BMG: 16f., zur Idee eines Fonds (und seinen Gegnern) vgl. auch BAuslB 2002: 243-245, Anderson 2003: 98.


� Drucksachen 0511386 und 0511751


� Es liegen bereits einige Gerichtsurteile vor, die klargestellt haben, dass keine konkrete Förderung oder Erleichterung des illegalen Aufenthalts (Beihilfetatbestand) vorliegt, wenn der Täter zur Fortsetzung seines illegalen Aufenthalts unter allen Umständen entschlossen ist, der Täter seinen Aufenthalt also nicht von einer solchen Handlung (z.B. medizinische Behandlung,  Beschaffung einer Unterkunft, Aufnahme eines Kindes an der Schule usw.) abhängig macht. Vgl. Beschluss vom 21.5.1999, 4 st RR 86/99; Neue Juristische Wochenschrift 1990, S. 2270f.; 6100 Js  234137/03.


� Z.B. der Völkerrrechtler J. Martinez-Soria von der Universität Göttingen in der Zeitschrift Recht der Jugend und des Bildungswesens 1/2005, S. 82-94, dort aus der Zusammenfassung:  "Die hier vorgeschlagene Auslegung der Schulgesetze und der strafrechtlichen Bestimmungen des AufenthG im Lichte der EMRK ermöglichen Minderjährigen, die illegal in Deutschland leben, einen Zugang zur Schule, in dem die Schulbehörden aus der Gruppe der Mitteilungsverpflichteten nach dem AufenthG herausgenommen werden und die Beschulung nicht als strafbare Beihilfehandlung gewertet wird" [Herv.d.V.]


Oder Ralf Fodor/Dr. Erich Peter in einem Gutachten zur Lage im Bundesland Hessen mit dem Titel „Aufenthaltsrechtliche Illegalität und soziale Mindeststandards - Das Recht des Statuslosen Kindes auf Bildung“, zum Download eingestellt unter <http://www.joerg-alt.de/Recht/Bundeslaender/Hessen/hessen.html>


� Zum Download eingestellt auf <www.forum-illegalitaet.de>


� The Presidency Conference on Future European Union Co-operation in the Field of Asylum, Migration and Frontiers (2004): Conference Summary, Amsterdam, 31st August – 3rd September 2004, organised by the Netherlands Ministry of Justice. Unterlagen zu dieser Konferenz sind zum Herunterladen eingestellt unter <http://www.migrationpolicy.org/events/2004-08-31.euroconf_publications.php> [S. 15, Herv.d.V.]





